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!# LRot-G rüne Reibungspunkte
Die Koaiitionsverhandlungen in NRW gehen in die entscheidende Phase
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Däss€ldorf. Der Zeiiplan ist ehryei-
zig. In zehn Tagen wollen SPD und
Grüne ihren Koalitionsvenrag
unterschrift$eif haben, danit die
neue Landesregierung jhre fubeit
noch vor der Sornmerpause auf
nehmen kann. In der heißen Ver-
handlungsphase otrenbaren sich
manche Reibungspunke.

Finanzen
Rot Grün steht unter Spardruck.
Strukturell soll der Landeshaus
halt um eine Milliarde Eüro ge
küzt werden. Ein ,,Efüzienztearn"
hat vor allen die zahlreichen För-
deryrogranme des Landes in den
Blick genommen. Gerungen wird
etwa um die jährlich 850 Millionen
Euro veNchlingende Wohnungs-
banlörderung. Die SPD leteidigt
diese Investitionsanreize fursozia-
len Wohnrauq die crünen halien
eine Kürzung um 400 Milionen
Euro tur machbar. Auch Landes-
töchter wie der Bau und Liegen-
schaftsbetieb oder Straßen NRW
könnten wegen des Spadilrtats er
heblich unstruLturiert werden.

Energie
Die SPD betrachtet die Kohlever-
stromung als wichiige ,,Bdcken
t€chnologie" in Zeiten der Energie
wende und hä]t neu€ fossile lcaft-
werkelürun€rlässlich. Diecriinen
sehen insbesondere did,,schmutzi'
ge" Braunkohle kritisch und wür'
den einem Bekenninis zum Abbau

über d€n genehmigten Zeitnün
bis 2040 hinaus Leinesfalls zustirn

Strittig ist überdies, wie sich Rot-
Gdn alln Weiterbaü desjuistisch
gcstoppten Eon-Steinkohlekralt
$erks Datt€ln IV verhält. Mancher
in der SPD wünschl sich ein politi-
sches Signal der Unterstützung.
Die crünen wollen indes ,,kejn
proaktives Verwaltuqgshandeln",
um die Kraftwerksruine doch noch
ans Netz zll bringen. Ministeryräsi-
dentin Kraft hat eine Kompromiss-
linie zu Datteln iV vorgegebeni
,WiI behindern es nichf', sag sie.
Der neue Genehnigungsanlaul sei
im Cange, am Ende lande der Fall

wohl wieder vor c€ficht.
SPD und Grüne rangeln zudem

um die Züständigkeit in der En€r-
giepolitik: Umr€ltninister lohan,
nes Remmcl (Grüne) könnte die
Energieabteilunsverlieren, dieihrn
e$t 2010 aus dem Wiflschaftsmi-
nisteriur4 zugeschlagen wurde.

Bildung
Sinkende Schülerzahlen und eine
verküüte Schulzeit r€rschaffen
dem Bildungsbereich,,Demogra
fi egewinne". Schulministein Sy1
via Löhnnann (crün€) pocht da-
müJ, dass diese ,,im Stst€rn" !Er-
bleiben, da mit neüen Sekundar
schulen, der Beibehaltung von

Zn€rggrundschulen und der Inieg-
ration ron behindefen Kindcm
(Inklusion) personaliniensive He-
muslbrderungen $ärten. Die SPD
dagegen wjll diese ,,Demografiege
wDDe" aüch ictas und Hochschü
len argutekommen lassen.

Meinungsunterschiede gibt es
auch in der Frage eines $€itercn
beitrasslreien Kita-Jahres. Die SPD
ütt grundsätzlich für kostenlosen
Bildungszugang ejn, die Grünen
wollen zunächst Ausbau und Qua
litätsverbesserungen in den I{in-
derg;ften. Ein z$€ites beitragsfrei-
es Kita-Jahr wijrde das Land 170
Milionen Euro kosten. Ibmpro-
misslormel: Rot GIün sfebt eine
weitere Beitragsbetreiung an,
macht das aber von Haushaltslage
und zusätzlichen Fördennitteln
aus Berlin abh:ingig.

Innenpolitik
Die Grünen fordern eine Unstruk-
turierung der Polüeiverwaltung,
!m perspeldivisch 2000 Stelen
einzüsparen. Die SPD jst skep
lisch. Innenminisier Ra[ Jäger
(SPD) will ein Ali€rnativkonzepi
erarbeiten, mit dem sich jährLich
100 Millionen Euro einsparen lie
ßen.

Die ron den Grünen geforderte
Verkleinerüng des Landtags tdift
bei der SPD aüi Zurückhaltung.

Für die von den Gdnen ge-
wünschte Absenkung des wahl-
alters auf 16 und niedrigere Hür
den bei Volksentscbeiden wäre die
Koalition auf Hilfe ron FDP ünd Pi
mten angewiesen - die Landesver-
lassung müsste ge:indert werden.

Ein Slreilrunlftr llohle*rdftvyerke hier das RSIE-WeIk Niederaüßen.Foro, BLossEy


